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ABSCHNITT I
ERRICHTUNG VON DIENSTSTELLENAUSSCHUSSEN

Dienststellenwahlausschufd

8 1. Der DienststellenwahlausschuBl (§ 16 des Bundes-Personalvertretungsgesetzes) besteht dann,

wenn

der Dienststellenausschu 20 bis 300 Bedienstete vertritt, aus drei Mitgliedern. Vertritt der

Dienststellenausschu 301 bis 1000 Bedienstete, so besteht der Dienststellenwahlausschull aus funf
Mitgliedern, vertritt er mehr als 1000 Bedienstete, so besteht der Dienststellenwahlausschuf3 aus sieben
Mitgliedern.

8 2. (1) Bei der Bestellung der Mitglieder des Dienststellenwahlausschusses ist das Starkeverhéltnis
der im DienststellenausschuB vertretenen Wahlergruppen wie folgt zu berticksichtigen:

a) Die Anzahl der auf die Wahlergruppen entfallenden Sitze im Dienststellenwahlausschul3 ist
mittels der Ermittlungszahl festzustellen. Die Ermittlungszahl wird gefunden, indem die
Gesamtzahl der Mitglieder des Dienststellenausschusses durch die Gesamtzahl der Mitglieder des
Dienststellenwahlausschusses geteilt wird. Die Ermittlungszahl ist auf Dezimalstellen zu
berechnen.

b) Jede Wahlergruppe erhdlt so viele Sitze im Dienststellenwahlausschull zugesprochen, als die
Ermittlungszahl in der Zahl der DienststellenausschuBmitglieder der einzelnen Wahlergruppe
enthalten ist.

c) Werden auf diese Weise nicht alle Sitze des Dienststellenwahlausschusses besetzt, so ist
festzustellen, welche Restquotienten bei der Teilung der Mandatszahlen der einzelnen
Wahlergruppen durch die Ermittlungszahl verbleiben. Die restlichen Sitze im
Dienststellenwahlausschul? fallen jenen Wahlergruppen zu, die die gréBRten Restquotienten
aufweisen.

d) Haben auch nach dieser Berechnung mehrere Wahlergruppen den gleichen Anspruch auf einen
Sitz im Dienststellenwahlausschul?, so féllt der Sitz jener Wahlergruppe zu, der anléBlich der
Wahl des Dienststellenausschusses die groRere Anzahl von Reststimmen verblieben. Haben nach
dieser Berechnung mehrere Wahlergruppen den gleichen Anspruch auf einen Sitz im
Dienststellenwahlausschuf3, so entscheidet unter diesen das Los.
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(2) Die Wahlergruppen haben die von ihnen namhaft zu machenden Mitglieder und Ersatzmitglieder
des Dienststellenwahlausschusses dem Vorsitzenden des Dienststellenausschusses und den anderen im
DienststellenausschuR vertretenen Wahlergruppen unter Beifligung der Geburtsdaten mitzuteilen.

(3) Der Dienststellenausschul? hat seinen Beschluf3 tber die Bestellung eines Bediensteten zum
Mitglied (Ersatzmitglied) des Dienststellenwahlausschusses diesem Bediensteten schriftlich zuzustellen.
Die Namen der Mitglieder des Wahlausschusses sind 6ffentlich, jedenfalls aber durch Anschlag an der
Amtstafel jener Dienststelle, bei der die Wahl stattfindet, von dem Ausschuf? kundzumachen, dem die
Bestellung des Wahlausschusses obliegt.

8 3. Auf die Geschaftsfuhrung des Dienststellenwahlausschusses finden die Bestimmungen uber die
Geschéftsfiihrung des Dienststellenausschusses mit der MalRgabe sinngeméRe Anwendung, dal die erste
Sitzung des Dienststellenwahlausschusses spétestens zwei Wochen nach der Bestellung aller Mitglieder
des Wahlausschusses einzuberufen ist.

8 4. Beabsichtigt eine Wahlergruppe, einen Bediensteten als Wahlzeugen (8 16 Abs. 5 des Bundes-
Personalvertretungsgesetzes) in den Dienststellenwahlausschull zu entsenden, so hat sie dies dem
Vorsitzenden des Dienststellenwahlausschusses unter Angabe des Namens, der Geburtsdaten, der
Anschrift, des Diensttitels und der Dienststelle des Wahlzeugen schriftlich mitzuteilen. Erfullt der
Bedienstete die Voraussetzungen fir die Bestellung als Wahlzeuge, so hat ihm der Vorsitzende des
Dienststellenwahlausschusses schriftlich zu bescheinigen, daR er berechtigt ist, an den Sitzungen des
Dienststellenwahlausschusses ohne Stimmrecht teilzunehmen.

Ausschreibung der Wahl; Wahlkundmachung

8 5. (1) Der Zentralwahlausschul? hat

1.den von der Gewerkschaft Offentlicher Dienst gemi® §20 Abs.1 des Bundes-
Personalvertretungsgesetzes festgesetzten Tag der Wahl fur die vor Ablauf der gesetzlichen
Tatigkeitsdauer ~ der Personalvertretungsorgane durchzufiihrenden Wahlen den
Dienststellenwahlausschiissen, den Fachwahlausschiissen und den Dienststellenleitern seines
Bereiches oder

2. im Falle von Neuwahlen gemé&R den 88§ 24 und 24a des Bundes-Personalvertretungsgesetzes den
Beschlul® betreffend die Ausschreibung der Wahl des Dienststellenausschusses dem
DienststellenwahlausschuR und dem zustandigen Dienststellenleiter

so zeitgerecht schriftlich mitzuteilen, daf? die Ausschreibung unter der Berticksichtigung der Frist des
820 Abs.1 des Bundes-Personalvertretungsgesetzes erfolgen kann. Der Dienststellenleiter hat diese
Ausschreibung der Wahl unverzuglich nach der Zustellung kundzumachen.

(2) Der DienststellenwahlausschuR hat spatestens sechs Wochen vor dem (ersten) Wahltage eine
Wahlkundmachung zu veroffentlichen, die zu enthalten hat:

a) den Hinweis, dall die fiir die Stimmabgabe bestimmten Tagesstunden und der Ort, an dem die
Stimmabgabe zu erfolgen hat, spatestens am 14. Tage vor dem (ersten) Wahltage an dieser Stelle
verlautbart werden;

b) die Zahl der zu wahlenden Mitglieder des Dienststellenausschusses;

c) den Ort in der Dienststelle, an dem die Wabhlerliste (8§ 6) und ein Abdruck dieser Verordnung
eingesehen werden konnen;

d) die Frist (§ 20 Abs. 2 des Bundes-Personalvertretungsgesetzes), wahrend der die Wahlerliste zur
Einsicht aller der Dienststelle angehérenden Bediensteten aufliegt;

e) den Hinweis, dall Einwendungen gegen die Wahlerliste (§ 8 Abs. 1) wahrend der Auflagefrist
beim Vorsitzenden des Dienststellenwahlausschusses einzubringen sind und daf} verspatet
eingebrachte Einwendungen unberiicksichtigt bleiben;

f) den Hinweis, daR Wahlvorschlage schriftlich beim Vorsitzenden des
Dienststellenwahlausschusses spatestens fiinf Wochen vor dem (ersten) Wahltage eingebracht
werden missen, widrigenfalls sie nicht berlcksichtigt werden; ferner den Hinweis, dalR die
Wahlvorschldage nicht mehr Bewerber (Wahlwerber) enthalten diirfen als die vierfache Zahl der
zu wahlenden Mitglieder des Dienststellenausschusses, widrigenfalls jene Wahlwerber, die diese
Zahl uberschreiten, als nicht angefihrt gelten;
schlieBlich die Mindestzahl der Unterschriften von Wahlberechtigten der Dienststelle, die jeder
Wahlvorschlag aufweisen mufB;

g) den Hinweis, dal die zugelassenen Wahlvorschlage ab dem 14. Tage vor dem (ersten) Wahltage
am gleichen Orte, an dem die Wahlerliste aufliegt, zur Einsicht der Wahlberechtigten aufliegen
und darliber hinaus im Anschlusse an diese Kundmachung angeschlagen werden;
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h) den Hinweis, daB Stimmen gultig nur mit einem amtlichen Stimmzettel abgegeben werden
kdénnen;

i) den Hinweis, dal das Wahlrecht grundsétzlich personlich auszuiiben ist, daf aber
Wahlberechtigte, die am Tage der Wahl (an den Wahltagen) nicht in der Dienststelle anwesend
sein koénnen, beim Vorsitzenden des Dienststellenwahlausschusses die Zulassung zur
Stimmabgabe auf dem Wege durch die Post, Dienst- oder Kurierpost beantragen kénnen.

(3) Die vom Vorsitzenden des Dienststellenwahlausschusses zu unterfertigende Wahlkundmachung
ist an der Amtstafel, in Ermangelung einer solchen an einer anderen Stelle der Dienststelle anzuschlagen,
so daf3 alle Wahlberechtigten leicht von ihrem Inhalt Kenntnis nehmen kdnnen. In gréfReren Dienststellen
ist sie an mehreren Stellen anzuschlagen. Die Kundmachung ist bis zur Beendigung der Wahlhandlung zu
belassen.

86. (1) Der Dienststellenleiter ist verpflichtet, dem Dienststellenwahlausschu das zur
Durchfihrung der Wahl erforderliche Verzeichnis der Bediensteten der Dienststelle spatestens sechs
Wochen vor dem (ersten) Wahltag zur Verfiigung zu stellen. In das Verzeichnis sind alle Bediensteten
aufzunehmen, die am Stichtag (8 15 Abs. 2 des Bundes-Personalvertretungsgesetzes) der Dienststelle
angehdren (8 8 Abs. 4 des Bundes-Personalvertretungsgesetzes), und zwar auch dann, wenn sie am
Stichtag einer anderen Dienststelle dienstzugeteilt sind. In das Verzeichnis sind weiters solche
Bedienstete aufzunehmen, die am Stichtag zwar der Dienststelle nicht angehéren, wohl aber berechtigt
sind, bei dieser Dienststelle ihr Wahlrecht zum Fach- oder Zentralausschu oder nur zum Zentralausschufl
auszuiiben (8834 Abs.5 und 43 Abs.5 und 6). Bedienstete, die von einer anderen Dienststelle
dienstzugeteilt sind, sind ohne Ricksicht auf die Dauer dieser Dienstzuteilung nicht in das Verzeichnis
aufzunehmen.

(2) Das Verzeichnis hat die Familien- und Vornamen, die Geburtsdaten, die Staatshlrgerschaft und
die Amtstitel der Bediensteten sowie den Tag des Beginnes ihres Dienst- oder Lehrverhéltnisses zum
Bund zu enthalten. Das Verzeichnis hat weiters Angaben Uber Tatsachen zu enthalten, die fur die
Beurteilung der Wahlberechtigung der Bediensteten geméaR § 15 des Bundes-Personalvertretungsgesetzes
von Bedeutung sind. Insbesondere ist anzumerken, welche Bediensteten im Sinne der 88 11 Abs. 4, 13
Abs.5 und 15 Abs.4 des Bundes-Personalvertretungsgesetzes bei dieser Dienststelle nur zum
Dienststellenausschu oder nur zum Fach- und Zentralausschul oder nur zum Zentralausschuf}
wahlberechtigt sind.

(3) Werden fir eine Dienststelle gemdl § 4 des Bundes-Personalvertretungsgesetzes mehrere
Personalvertretungen gebildet, so sind vom Dienststellenleiter gesonderte, den fiir die Zwecke der
Personalvertretung getrennten Dienststellenteilen entsprechende Verzeichnisse zu erstellen. Wird flr zwei
oder mehrere Dienststellen (Dienststellenteile) gemaR § 4 des Bundes-Personalvertretungsgesetzes eine
gemeinsame  Personalvertretung gebildet, so hat der gemdl 84 Abs.3 des Bundes-
Personalvertretungsgesetzes bestimmte Leiter der zusammengefaliten Dienststellen (Dienststellenteile)
ein Verzeichnis samtlicher Bediensteter, die den zusammengefaliten Dienststellen (Dienststellenteilen)
angehoren, zur Verfigung zu stellen. Die Leiter der einzelnen Dienststellen (Dienststellenteile) haben in
diesem Falle dem Leiter der zusammengefalRten Dienststellen (Dienststellenteile) die erforderlichen
Unterlagen zu liefern.

Wabhlerliste

8 7. (1) Der Dienststellenwahlausschu3 hat an Hand der Verzeichnisse (§ 6) die Wahlberechtigten
festzustellen, indem er jene Bediensteten ausscheidet, die

a) am Stichtag noch nicht drei Wochen dem Bundesdienst angehdren oder noch nicht drei Wochen
Lehrlinge des Bundes sind;

b) gemalk § 15 Abs. 3 des Bundes-Personalvertretungsgesetzes vom Wabhlrecht ausgeschlossen sind.

(2) Auf Grund der Feststellungen nach Abs. 1 und allfallig notwendiger Ergédnzungen hat der
Dienststellenwahlausschuf’ die Wahlerliste zu verfassen.

§ 8. (1) Die Wahlerliste ist spatestens fiinf Wochen vor dem (ersten) Wahltage aufzulegen (8§ 20
Abs. 2 zweiter Satz des Bundes-Personalvertretungsgesetzes). Einwendungen gegen die Wéhlerliste sind
beim Vorsitzenden des Dienststellenwahlausschusses einzubringen.  Verspatet eingebrachte
Einwendungen haben unbericksichtigt zu bleiben.

(2) Der DienststellenwahlausschuR hat seine Entscheidung iber Einwendungen dem Bediensteten,
der die Einwendungen erhoben hat, und dem Bediensteten, auf den sich die Einwendung bezieht,
schriftlich zuzustellen. Erachtet der Dienststellenwahlausschu die Einwendung als begriindet, so hat er
die Wéhlerliste unter Beisetzung des Datums der Entscheidung unverziglich richtigzustellen.
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(3) Das Recht der Beschwerde gegen die Entscheidung des Dienststellenwahlausschusses steht dem
Bediensteten, der die Einwendung erhoben hat, und dem Bediensteten, der durch die Entscheidung
betroffen ist, innerhalb von drei Arbeitstagen ab der Zustellung der Entscheidung zu. Das Rechtsmittel ist
schriftlich oder telegraphisch einzubringen, zu begriinden und an den Dienststellenwahlausschul? zu
richten. Der Dienststellenwahlausschuss hat die Beschwerde unverziglich dem zustandigen
Verwaltungsgericht vorzulegen.

(4) Der Dienststellenwahlausschul? ist berechtigt, offensichtliche Irrtimer in der Wahlerliste bis zum
Wahltage auch ohne Antrag zu berichtigen.

Wahlvorschlage

8 9. (1) Das Einlangen des Wahlvorschlages (§ 20 Abs. 3 des Bundes-Personalvertretungsgesetzes)
ist vom Vorsitzenden des Dienststellenwahlausschusses unter Angabe der Zeit der Empfangnahme zu
bestatigen.

(2) Der Wahlvorschlag hat neben den nach 8 20 Abs. 3 des Bundes-Personalvertretungsgesetzes
erforderlichen Unterschriften ein Verzeichnis und die Unterschriften der Bediensteten, die sich als
Personalvertreter bewerben (Wahlwerber), zu enthalten, und zwar in der beantragten Reihenfolge und
unter Angabe des Familien- und Vornamens sowie des Geburtsdatums. Er hat auRerdem die Bezeichnung
eines zustellungsbevollméchtigten Vertreters des Wahlvorschlages zu enthalten, anderenfalls der
Erstunterzeichnete als Vertreter gilt.

(3) Der Wahlvorschlag hat die eindeutig unterscheidbare Bezeichnung der Wahlergruppe und
allenfalls eine Kurzbezeichnung in Buchstaben zu enthalten. Ein Wahlvorschlag ohne eine solche
Bezeichnung ist nach dem erstvorgeschlagenen Wahlwerber zu benennen.

(4) Die Verbindung (Koppelung) von Wahlvorschldagen ist unzuldssig.

8 10. (1) Der Dienststellenwahlausschuf hat die innerhalb der Einreichungsfrist (8 20 Abs. 3 des
Bundes-Personalvertretungsgesetzes) Uberreichten Wahlvorschldge zu priifen und festgestellte Mangel
umgehend dem Vertreter des Wahlvorschlages mit der Aufforderung mitzuteilen, diese innerhalb von drei
Arbeitstagen zu beheben. Wahlwerber, deren Unterschrift im Wahlvorschlag fehlt oder denen die
Waéhlbarkeit (815 Abs.5 und 6 des Bundes-Personalvertretungsgesetzes) fehlt, sind vom
Dienststellenwahlausschu aus dem Wahlvorschlag zu streichen.

(2) Der Dienststellenwahlausschuf hat Uber die Zulassung der Wahlvorschldge jeweils innerhalb von
drei Arbeitstagen nach Uberreichung der Wahlvorschldge oder nach Ablauf der Frist zur Behebung von
Méngeln zu entscheiden.

(3) Der Dienststellenwahlausschul? darf einem Wahlvorschlag nur dann die Zulassung verweigern,
wenn er

a) nicht innerhalb der Einreichungsfrist (§ 20 Abs. 3 des Bundes-Personalvertretungsgesetzes)
Uberreicht wurde;

b) nicht die erforderliche Anzahl von Unterschriften (820 Abs.3 des Bundes-
Personalvertretungsgesetzes) tragt;

c) nicht mindestens einen wahlbaren Wahlwerber (§15 Abs.5 und 6 des Bundes-
Personalvertretungsgesetzes) enthalt;

d) die vom Dienststellenwahlausschuss festgestellten Mangel im Sinne des Abs. 2 trotz
Aufforderung zur Behebung innerhalb von drei Arbeitstagen nach wie vor aufweist.

(4) Die Wahlergruppe (8 20 Abs. 5 des Bundes-Personalvertretungsgesetzes) ist berechtigt, innerhalb
der Einreichungsfrist Anderungen am Wahlvorschlag vorzunehmen oder den Wahlvorschlag
zuriickzuziehen, jedoch muB eine solche Anderung oder Zuriickziehung von sédmtlichen Bediensteten
unterschrieben sein, die den seinerzeitigen Wahlvorschlag unterfertigt haben.

(5) Eine Zuruckziehung einzelner Unterschriften auf dem Wahlvorschlag nach dessen Einlangen
beim DienststellenwahlausschuB ist vom Dienststellenwahlausschul’ nicht zur Kenntnis zu nehmen, es sei
denn, daf dem Dienststellenwahlausschuf® glaubhaft gemacht wird, dal ein Unterzeichner des
Wahlvorschlages durch einen wesentlichen Irrtum oder durch arglistige Tduschung oder Drohung zur
Leistung der Unterschrift bestimmt worden ist und die Zuriickziehung der Unterschrift spatestens am
17. Tage vor dem (ersten) Wabhltage erfolgt ist.

(6) Die Entscheidung des Dienststellenwahlausschusses tber die Zulassung des Wahlvorschlages
kann nur im Zuge der Wahlanfechtung (8 20 Abs. 13 des Bundes-Personalvertretungsgesetzes) bekampft
werden.
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Stimmabgabe auf dem Wege durch die Post, Dienst- oder Kurierpost

§ 11. (1) Die Zulassung zur Stimmabgabe auf dem Wege durch die Post, Dienst- oder Kurierpost
gemdl § 20 Abs. 7 des Bundes-Personalvertretungsgesetzes (im folgenden ,,Briefwahl“ genannt) muf
beim Dienststellenwahlausschuf’ so rechtzeitig beantragt werden, dal3 die Zustellung oder Aushandigung
der im Abs. 3 genannten Wahlbehelfe so lange vor dem (ersten) Wahltage mdglich ist, dal sie der
Wahlberechtigte zur Ausiibung des Wahlrechtes beniitzen kann. Ist das Vorliegen der Voraussetzungen
fur die Briefwahl offenkundig, so hat der Dienststellenwahlausschul? die Zul&ssigkeit der Briefwahl auch
ohne Antrag auszusprechen.

(2) Uber die Zulassigkeit der Briefwahl hat der DienststellenwahlausschuB innerhalb von zwei
Arbeitstagen nach Einlangen des Antrages, jedenfalls aber so rechtzeitig zu entscheiden, daf} die
Auslbung des Wahlrechtes durch den Wahlberechtigten gesichert ist.

(3) Stellt der Dienststellenwahlausschul® fest, da der Wahlberechtigte zur Briefwahl berechtigt ist,
so hat er ihm mittels eingeschriebenen Briefes zu ubermitteln oder personlich auszuhéndigen:

a) einen gleichen wie fir die Gbrigen Wahler aufliegenden leeren Umschlag (Wahlkuvert, § 14),

b) einen amtlichen Stimmzettel (§ 15) und

c) einen bereits freigemachten (frankierten) und mit der Adresse des Dienststellenwahlausschusses
sowie mit dem Vor- und dem Zunamen des Wahlberechtigten versehenen und besonders
gekennzeichneten zweiten Umschlag (Briefumschlag).

(4) Die zur Briefwahl Berechtigten sind in der Wéhlerliste gesondert zu kennzeichnen.

(5) Stellt der Dienststellenwahlausschul3 fest, da der Wahlberechtigte zur Briefwahl nicht berechtigt
ist, so hat er diese Entscheidung dem Bediensteten miindlich zu verkiinden oder schriftlich zuzustellen.
Die mindliche Verkiindung ist vom Dienststellenwahlausschuf® schriftlich zu vermerken und vom
Bediensteten durch seine Unterschrift zu bestatigen.

Wahlvorbereitung

812. (1) Die Wahlvorbereitungen und die Wahlen sind mdglichst ohne Beeintrachtigung des
Dienstbetriebes vorzunehmen.

(2) Die fur die Stimmabgabe bestimmten Tagesstunden und der Ort, an dem die Stimmabgabe zu
erfolgen hat, ist in gleicher Art wie die Wahlkundmachung (8 5 Abs. 3) zu verlautbaren.

(3) Die Wahlhandlung hat zu der gemdl 8 20 Abs.4 des Bundes-Personalvertretungsgesetzes
bestimmten Zeit an dem gemdaR § 20 Abs. 4 des Bundes-Personalvertretungsgesetzes bestimmten Orte
stattzufinden. Der Wahlort muR fiir die Durchfiihrung der Wahl geeignet sein und soll mdglichst in der
Dienststelle liegen.

8 13. Der Dienststellenwahlausschul? hat dafiir zu sorgen, dafl eine, im Bedarfsfalle mehrere
Wahlzellen am Wahlorte vorhanden sind. Als Wahlzelle geniigt jede Absonderungsvorrichtung am
Wahlorte, die ein Beobachten des Wéhlers bei der Stimmabgabe verhindert. Im {brigen gelten fir die
Einrichtung der Wahlzelle die Bestimmungen des 8 60 der Nationalrats-Wahlordnung 1971, BGBI.
Nr. 391/1970, sinngemaR.

8 14. Fur die Wahlberechtigten sind undurchsichtige Wahlkuverts vorzubereiten. Die Anbringung
von Worten, Bemerkungen oder Zeichen auf den Wahlkuverts ist verboten.

Stimmzettel

8 15. (1) Die Wahl der Mitglieder des Dienststellenausschusses hat mittels amtlich aufzulegender
Stimmzettel zu erfolgen.

(2) Der amtliche Stimmazettel ist aus weiRem Papier herzustellen und hat auf einer Seite samtliche
Wahlergruppen einschlieBlich allfalliger Kurzbezeichnungen und vor jeder Wahlergruppe einen Kreis zu
enthalten. Der amtliche Stimmzettel darf nur auf Anordnung des Zentralwahlausschusses hergestellt
werden.

(3) Die amtlichen Stimmzettel sind vom Zentralwahlausschul? entsprechend der Zahl der
Wahlberechtigten zusétzlich einer Reserve von hdchstens 50 vH dem Dienststellenwahlausschul? zu
Ubermitteln. Die  Stimmzettel sind gegen eine Empfangsbestatigung auszufolgen. Die
Empfangsbestatigung ist zweifach auszufertigen; eine Ausfertigung ist dem Ubernehmer auszufolgen, die
zweite Ausfertigung verbleibt beim Zentralwahlausschul?.

(4) Der Zentralwahlausschuf? kann die Eintragung der Wahlergruppen einschlieRlich allfalliger
Kurzbezeichnungen auf den Stimmzetteln dem Dienststellenwahlausschul? tiberlassen. In diesem Falle hat
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der Dienststellenwahlausschul? vorzusorgen, dal aus der Eintragung der Wéhlergruppen (deren
Kurzbezeichnung) keine Kennzeichnung des Stimmzettels entsteht.

8 16. Der Stimmzettel ist glltig ausgefillt, wenn aus ihm eindeutig zu erkennen ist, welche
Wahlergruppe der Waéhler wahlen wollte. Dies ist der Fall, wenn der Wahler in dem vor der
Wéhlergruppe abgedruckten Kreis ein liegendes Kreuz oder ein anderes Zeichen anbringt, aus dem
eindeutig hervorgeht, daf? er die in derselben Zeile angefuhrte Wéhlergruppe wéhlen wollte.

8§ 17. (1) Der Stimmzettel ist ungiiltig, wenn
a) ein anderer als der amtliche Stimmzettel zur Abgabe der Stimme verwendet wurde oder

b) der Stimmzettel durch Abreien eines Teiles derart beeintrachtigt wurde, daf nicht mehr
eindeutig hervorgeht, welche Wahlergruppe der Wéhler wahlen wollte, oder

c) Uberhaupt keine Wahlergruppe angezeichnet wurde oder
d) zwei oder mehrere Wahlergruppen angezeichnet wurden oder

e) aus dem vom Waéhler angebrachten Zeichen oder der sonstigen Kennzeichnung nicht eindeutig
hervorgeht, welche Wahlergruppe er wéhlen wollte.

(2) Leere Wahlkuverts zéhlen als ungiiltige Stimmzettel. Enthédlt ein Wahlkuvert mehrere
Stimmzettel fur denselben AusschuB, die auf verschiedene Wéhlergruppen lauten, so zahlen sie, wenn
sich ihre Ungultigkeit nicht schon aus anderen Griinden ergibt, als ungiltige Stimmzettel.

(3) Worte, Bemerkungen oder Zeichen, die auf den amtlichen Stimmzetteln auBer zur
Kennzeichnung der Wahlergruppe angebracht wurden, beeintrachtigen die Giltigkeit eines Stimmzettels
nicht, wenn sich hiedurch nicht einer der in den Abs. 1 und 2 angefiihrten Ungltigkeitsgrinde ergibt. Im
Wahlkuvert befindliche Beilagen aller Art beeintrachtigen die Giiltigkeit nicht.

Wahlhandlung

8§ 18. Der Vorsitzende des Dienststellenwahlausschusses hat fiir die Aufrechterhaltung der Ruhe und
Ordnung bei der Wahlhandlung und fir die Beobachtung der Bestimmungen des Bundes-
Personalvertretungsgesetzes und dieser Verordnung Sorge zu tragen.

8 19. (1) Zu Beginn der Wahlhandlung hat der Vorsitzende des Dienststellenwahlausschusses die
Anzahl der gem&B 8 15 Abs.3 Ubernommenen amtlichen Stimmzettel bekanntzugeben, vor dem
Dienststellenwahlausschul? diese Anzahl zu tberprifen, im Falle des 8 15 Abs. 4 zu priifen, ob sémtliche
Stimmzettel ordnungsgemanr ergénzt wurden, und das Ergebnis in einer Niederschrift festzuhalten.

(2) Unmittelbar vor Beginn der Abstimmung hat sich der Dienststellenwahlausschu3 davon zu
Uberzeugen, dal’ die zum Hineinlegen der Stimmzettel bestimmte Wahlurne leer ist.

(3) Die Stimmabgabe beginnt damit, dal3 den Mitgliedern des Dienststellenwahlausschusses und den
Wahlzeugen Gelegenheit zur Abgabe ihrer Stimmen gegeben wird.

8 20. (1) Die Wahl wird, soweit im § 22 nichts anderes bestimmt ist, durch persénliche Abgabe des
Stimmzettels am Wahlorte vorgenommen. Jeder Wéhler hat flr die Wahl des Dienststellenausschusses
nur eine Stimme.

(2) Blinde oder schwer Sehbehinderte diirfen sich von einer Geleitperson, die sie selbst auswéhlen
koénnen, fuhren und diese fir sich abstimmen lassen. Von diesen Féllen abgesehen, darf die Wahlzelle
stets nur von einer Person betreten werden.

(3) Uber die Zulassigkeit der Inanspruchnahme einer Geleitperson entscheidet im Zweifelsfalle der
Dienststellenwahlausschul?. Jede Stimmabgabe mit Hilfe einer Geleitperson ist in der Niederschrift (§ 19)
festzuhalten.

(4) Erscheint ein Bediensteter zur Wahl, der gemdl 8§15 Abs.4 des Bundes-
Personalvertretungsgesetzes das Wahlrecht nicht mehr besitzt, so hat der Dienststellenwahlausschufd
festzustellen, daR das Wahlrecht des Bediensteten erloschen ist.

§ 21. (1) Der Wahler hat vor den Dienststellenwahlausschul? zu treten und seinen Namen zu nennen.
Hierauf hat der Vorsitzende des Dienststellenwahlausschusses dem Wéhler ein leeres Wahlkuvert (§ 14)
und einen amtlichen Stimmzettel (§ 15) mit der Aufforderung zu libergeben, sich in die Wahlzelle zu
begeben. Dort hat der Wahler den Stimmzettel auszufillen und in das Wahlkuvert zu legen. Nach dem
Verlassen der Wahlzelle hat der Wahler das Wahlkuvert dem Vorsitzenden des
Dienststellenwahlausschusses zu tibergeben, der es unerdffnet in die Wahlurne zu legen hat.

(2) Ist dem Wahler bei der Ausfiillung des amtlichen Stimmzettels ein Fehler unterlaufen und
begehrt der Wahler die Aushdndigung eines weiteren amtlichen Stimmzettels, so ist dies im
Abstimmungsverzeichnis (Abs. 3) festzuhalten und dem Wéhler ein weiterer Stimmzettel auszufolgen.
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Der Wahler hat den ihm zuerst ausgehdndigten amtlichen  Stimmzettel vor dem
Dienststellenwahlausschul? durch Zerreilen unbrauchbar zu machen und zwecks Wahrung des
Wahlgeheimnisses mit sich zu nehmen.

(3) Die Abgabe der Stimme ist in der Wahlerliste durch Abstreichen des Namens des Waéhlers
kenntlich zu machen und in ein Abstimmungsverzeichnis unter Beisetzung der fortlaufenden Zahl der
Wahlerliste einzutragen.

(4) Ein Bediensteter, der zur Briefwahl berechtigt ist (§ 11), kann seine Stimme auch vor dem
Dienststellenwahlausschul? abgeben. Beniitzt er zur Stimmabgabe nicht das ihm zugestellte Wahlkuvert
und den ihm zugestellten Stimmzettel, so hat ihm der Vorsitzende des Dienststellenwahlausschusses ein
Wahlkuvert und einen Stimmzettel zu (ibergeben und dies in der Niederschrift (§ 19 Abs. 1) besonders zu
vermerken. Die Abgabe der Stimme ist im Abstimmungsverzeichnis mit dem Hinweis ,,Briefwahler
einzutragen.

(5) Im Zweifel hat der Wahler seine Identitdt durch Urkunde, Zeugen oder dergleichen
nachzuweisen.

Briefwahl

§ 22. (1) Wahlberechtigte, die zur brieflichen Stimmabgabe berechtigt sind (§ 11), kdnnen ihre
ausgefiillten Stimmzettel dem Dienststellenwahlausschull durch die Post, Dienst- oder Kurierpost
einsenden. Der Stimmzettel mufR sich in dem vom DienststellenwahlausschuR Gbermittelten Umschlag
(Wahlkuvert) befinden, der zur Wahrung des Wahlgeheimnisses keinerlei Aufschrift oder Zeichen tragen
darf, die auf die Person des Woaéhlers schliefen lassen. Dieser Umschlag ist in den vom
Dienststellenwahlausschul? ebenfalls Gbermittelten zweiten Umschlag (Briefumschlag) zu legen und im
Postwege dem Dienststellenwahlausschu3 zu Gbermitteln.

(2) Der verschlossene Briefumschlag ist so rechtzeitig zu lbermitteln, dall er spatestens bis zum
Ablauf der fur die Stimmabgabe festgesetzten Zeit beim Dienststellenwahlausschul? einlangt.

(3) Der Vorsitzende des Dienststellenwahlausschusses hat auf den einlangenden Briefumschlégen
Datum und Uhrzeit des Einlangens zu vermerken. Die eingelangten Briefumschldge sind von ihm
uneroffnet unter VerschlulR bis zu deren Eréffnung gemal Abs. 4 aufzubewahren.

(4) Nach Beendigung der Stimmabgabe (§23 Abs.1) hat der Vorsitzende des
Dienststellenwahlausschusses vor diesem Ausschuly die tibermittelten Briefumschlége zu 6ffnen und das
uneroffnete  Wahlkuvert in die Wahlurne zu legen. Die Abgabe der Stimme st im
Abstimmungsverzeichnis (§ 21 Abs. 3) mit dem Hinweis ,,Briefwéhler* einzutragen. Der Briefumschlag
ist vom DienststellenwahlausschuR zu den Wahlakten zu nehmen. Zu spét einlangende Briefumschlage,
Briefumschldge von Bediensteten, die ihr Wahlrecht vor dem DienststellenwahlausschuBR bereits
unmittelbar ausgetbt haben (8 21 Abs. 4) und Briefumschldge von Bediensteten, die gemal § 15 Abs. 4
des Bundes-Personalvertretungsgesetzes das Wahlrecht am Wahltag nicht besitzen, sind uneréffnet mit
dem Vermerk ,,Zu spat eingelangt® oder ,,Wahlrecht unmittelbar ausgetbt* oder ,,Nicht wahlberechtigt
zu den Wahlakten zu legen; der Vorgang ist in der Niederschrift (§ 19 Abs. 1) zu vermerken.

Ermittlung des Wahlergebnisses

8§ 23. (1) Die Stimmabgabe ist vom Vorsitzenden des Dienststellenwahlausschusses mit dem Ablaufe
der gemal’ § 20 Abs. 4 des Bundes-Personalvertretungsgesetzes festgesetzten Zeit fiir beendet zu erkléren.
Hierauf haben alle Personen mit Ausnahme der Mitglieder des Dienststellenwahlausschusses und der
Wahlzeugen das Wahllokal zu verlassen.

(2) Unmitteloar nach Beendigung der Stimmabgabe hat der Vorsitzende des
Dienststellenwahlausschusses die in der Wahlurne befindlichen Umschldge zu mischen, sodann die
Wahlurne zu entleeren, die Anzahl der Umschlége zu zéhlen und die Ubereinstimmung der Anzahl der
Umschldge mit der Zahl der im Abstimmungsverzeichnis vermerkten Wéhler festzustellen. Sodann hat
der Vorsitzende des Dienststellenwahlausschusses die Umschldge zu 6ffnen und gemeinsam mit den
ubrigen Mitgliedern des Dienststellenwahlausschusses die Gultigkeit der Stimmzettel zu prifen sowie die
Zahl der ungultigen Stimmen festzustellen. Der Vorsitzende des Dienststellenwahlausschusses hat hierauf
die ungultigen Stimmzettel mit fortlaufenden Zahlen zu versehen, die giltigen Stimmzettel nach
Waéhlergruppen zu ordnen und schlieflich gemeinsam mit den (brigen Mitgliedern des
Dienststellenwahlausschusses die Zahl der fir die einzelnen Wahlergruppen giltig abgegebenen Stimmen
festzustellen.

8 24. (1) Die Anzahl der auf die einzelnen Waéhlergruppen entfallenden Mandate ist mittels der
Wahlzahl zu ermitteln. Die Wahlzahl ist wie folgt zu berechnen:
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a) Die Zahlen der flr jede Wahlergruppe abgegebenen giltigen Stimmen werden, nach ihrer GréRe
geordnet, nebeneinander geschrieben; unter jede dieser Zahlen wird ihre Hélfte, unter diese ihr
Drittel, Viertel und nach Bedarf auch ihr Funftel, Sechstel usw. geschrieben. Als Wahlzahl gilt,
wenn drei Mitglieder des Dienststellenausschusses zu zéhlen sind, die drittgroRte, bei vier
Mitgliedern des Dienststellenausschusses die viertgroRte usw. der angeschriebenen Zahlen. Die
Wahlzahl ist in Dezimalzahlen zu errechnen.

b) Jeder Wahlergruppe werden so viele Mandate zugeschrieben, als die Wahlzahl in der Zahl der fur
sie glltig abgegebenen Stimmen enthalten ist.

c) Haben nach dieser Berechnung mehrere Wahlergruppen den gleichen Anspruch auf ein Mandat,
so0 entscheidet das Los.

(2) Das Wahlergebnis und die zu seiner Ermittlung fihrenden Feststellungen und Berechnungen sind
in der Niederschrift (§ 19 Abs. 1) festzuhalten oder dieser anzuschlieRen.

8 25. (1) Die auf die Wahlergruppe entfallenden Mandate sind den im Wahlvorschlag angegebenen
Bewerbern nach der Reihe ihrer Nennung zuzuteilen.

(2) Erscheint ein Wahlwerber, der in mehreren Wahlvorschldgen genannt ist, als mehrfach gewahlt,
so hat er Uber Aufforderung des Dienststellenwahlausschusses binnen einer Woche zu erklaren, fir
welchen Wahlvorschlag er sich entscheidet; auf den anderen Listen ist er nach Abgabe seiner Erklarung
zu streichen. UnterldRt der Wahlwerber die fristgerechte Erklarung, so ist er auf sdémtlichen Listen zu
streichen.

(3) Die auf einem Wahlvorschlag den gewahlten Mitgliedern des Dienststellenausschusses folgenden
Wahlwerber gelten als Ersatzmitglieder dieser Mitglieder (8§21 Abs.4 des Bundes-
Personalvertretungsgesetzes). Scheidet das Ersatzmitglied aus dem Dienststellenausschul? aus, weil der
Grund des Ruhens der Mitgliedschaft jenes Mitgliedes des Dienststellenausschusses, an dessen Stelle es
getreten ist, in Wegfall kommt, so tritt es wieder an seine urspringliche Stelle auf der Liste der
Ersatzmitglieder.

Wabhlakten

8§ 26. (1) Die Niederschrift (§ 19 Abs. 1) ist von den Mitgliedern des Dienststellenwahlausschusses
zu unterfertigen. Wird die Niederschrift nicht von allen Mitgliedern des Dienststellenwahlausschusses
unterfertigt, so ist der Grund hiefur anzugeben.

(2) Die Wahlakten (Wahlvorschlage, Wahlkundmachung, Wabhlerliste, Abstimmungsverzeichnis,
Stimmzettel, Briefumschldge und Niederschrift) sind in einem Umschlag zu verwahren, der in Gegenwart
des Dienststellenwahlausschusses zu versiegeln ist.

(3) Sobald das Wahlergebnis rechtskraftig geworden ist, sind die Wahlakten vom Vorsitzenden des
Dienststellenwahlausschusses in Verwahrung zu nehmen und bis zur Neuwahl des
Dienststellenausschusses aufzubewahren. Sie sind sodann vom neubestellten Dienststellenwahlausschufl}
Zu vernichten.

Verkindung des Wahlergebnisses

§ 27. Die Gewdhlten sind vom Dienststellenwahlausschuf? unmittelbar nach der Feststellung des
Wahlergebnisses von ihrer Wahl zu verstandigen. Mit der Zustellung der Verstandigung gilt der Gewéhlte
als Mitglied des Dienststellenausschusses.

Wahlanfechtung

8 28. (1) Wird eine Wahl im Sinne des § 20 Abs. 14 des Bundes-Personalvertretungsgesetzes fur
ungultig erklért, so ist sie unverziiglich neu auszuschreiben und durchzufthren.

(2) Wurde nicht die gesamte Wahl fir ungdltig erklart, sondern nur in einem Teil dieser eine
Verletzung des Wahlverfahrens festgestellt, so ist dieser Teil der Wahl unverziglich zu wiederholen.

ABSCHNITT la
Sprengelwahlkommissionen

8§ 28a. (1) Die Zahl der Mitglieder der Sprengelwahlkommissionen ist abhéngig von der Zahl der im
jeweiligen Sprengel wahlberechtigten Bediensteten und ist entsprechend dem § 1 mit der Mafgabe zu
bestimmen, dass die darin angefihrten Bedienstetenzahlen auf die Zahl der im jeweiligen Sprengel
wahlberechtigten Bediensteten zu beziehen sind.

(2) Bei der Bestellung der Mitglieder der Sprengelwahlkommissionen ist das Starkeverhdltnis der im
Dienststellenausschuss vertretenen Wéhlergruppen entsprechend dem § 2 zu beriicksichtigen.
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(3) Der Sprengelwahlkommission sind zeitgerecht die vom Dienststellenwahlausschuss gemél § 7
verfassten Wahlerlisten nach Sprengeln geordnet zu Gbermitteln. Einwendungen gegen die Wahlerlisten
sind gemdl §8 ausschliellich beim Vorsitzenden des zustdndigen Dienststellenwahlausschusses
einzubringen.

(4) Die Einbringung von Wahlvorschldgen hat ausschlielich  beim  zustdndigen
Dienststellenwahlausschuss zu erfolgen. Die Kundmachung der Wahlvorschldge obliegt dem
Dienststellenwahlausschuss und hat jedenfalls am gleichen Tag auch an jenen Dienststellen bzw.
Dienststellenteilen zu erfolgen, an denen Sprengelwahlkommissionen eingerichtet sind. Dies gilt auch fiir
die Verlautbarung der Zeit und des Ortes der Stimmabgabe.

(5) Zur personlichen oder brieflichen Stimmabgabe bei der Sprengelwahlkommission sind
ausschlieBlich die laut Wahlerliste dem jeweiligen Sprengel zugeordneten Bediensteten berechtigt. Das
Wahlrecht dieser Bediensteten kann nur bei der fiir sie zustandigen Sprengelwahlkommission ausgeiibt
werden. Die Zulassung zur Briefwahl und der Versand der Briefwahlunterlagen obliegt der jeweils
zustandigen Sprengelwahlkommission.

(6) Die Ermittlung der Sprengelwahlergebnisse hat unmittelbar nach Wahlschluss durch die jeweils
zustandige Sprengelwahlkommission zu erfolgen. Die Sprengelwahlergebnisse der durchgefiihrten
Dienststellen-, Fach- und Zentralausschusswahl sind unverziiglich dem Dienststellenwahlausschuss
mitzuteilen. Dieser hat das Ergebnis der Dienststellenausschusswahl sowie die Teilergebnisse der
Fachausschuss- bzw. Zentralausschusswahl flr den Bereich des Dienststellenausschusses zu ermitteln und
die Teilergebnisse unverziiglich dem zustandigen Fachwahl- bzw. Zentralwahlausschuss zu Ubermitteln.

(7) Die Kundmachung der Wahlergebnisse durch die Dienststellenleiter gemall § 20 Abs. 15 des
Bundes-Personalvertretungsgesetzes hat jedenfalls auch an jenen Dienststellen bzw. Dienststellenteilen zu
erfolgen, bei denen Sprengelwahlkommissionen eingerichtet sind. Fiir den Beginn des Fristenlaufes gilt
die erfolgte Kundmachung beim Dienststellenwahlausschuss. Letzteres gilt auch fiir die Kundmachung
der Wahlvorschlage geméaR Abs. 4.

(8) Auf die Geschaftsfiihrung der Sprengelwahlkommissionen ist 8 3 anzuwenden.

(9) Fur die Rechte und Pflichten der Mitglieder der Sprengelwahlkommissionen gelten die fur die
Mitglieder der Dienstellenwahlausschiisse geltenden Regelungen sinngeman.

Sprengelwahlkommissionen flr Bundesbedienstete, die nicht an einer Dienststelle des Bundes
verwendet werden und nur fir die Wahl des Zentralausschusses wahlberechtigt sind

8§ 28b. (1) Die Mitglieder der Sprengelwahlkommissionen fir Bundesbedienstete, die nicht an einer
Dienststelle des Bundes verwendet werden und nur flr die Wahl des Zentralausschusses wahlberechtigt
sind, sind vom Zentralausschuss unter Beriicksichtigung des Starkeverhdltnisses der im Zentralausschuss
vertretenen Wahlergruppen entsprechend dem § 2 zu bestellen. Fiir die Zahl der Mitglieder der jeweiligen
Sprengelwahlkommission ist § 28a Abs. 1 sinngeméal anzuwenden.

(2) Als Mitglieder zu Sprengelwahlkommissionen kénnen nur Bedienstete bestellt werden, die im
Sprengel flir den Zentralausschuss wéhlbar sind.

(3) Fur Bundesbedienstete nach Abs. 1 sind die Aufgaben, die den Dienststellenwahlausschissen bei
den Sprengelwahlkommissionen gemal § 28a obliegen, vom Zentralwahlausschuss wahrzunehmen.

(4) Auf die Geschaftsflihrung der Sprengelwahlkommissionen ist § 3 anzuwenden.

(5) Fir die Rechte und Pflichten der Mitglieder der Sprengelwahlkommissionen sind die flr die
Mitglieder der Dienststellenwahlausschisse geltenden Regelungen sinngeméal anzuwenden.

ABSCHNITT 1l
ERRICHTUNG VON FACHAUSSCHUSSEN
§29. Auf die Wahl der Mitglieder der Fachausschiisse (811 des Bundes-

Personalvertretungsgesetzes) finden, soweit in den folgenden Vorschriften dieses Abschnittes nichts
anderes bestimmt wird, die Bestimmungen des Abschnittes | sinngeméRe Anwendung.

8 30. Der Fachausschuf3 ist, soweit 8 24 des Bundes-Personalvertretungsgesetzes nichts anderes
bestimmt, jeweils gemeinsam mit den Vertrauenspersonen und den Dienststellenausschiissen des
FachausschuRbereiches zu wahlen.

8 31. Der Fachwahlausschul (§ 17 Abs. 1 des Bundes-Personalvertretungsgesetzes) besteht dann,
wenn der Fachausschull weniger als 1000 Bedienstete vertritt, aus drei Mitgliedern. Vertritt der
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Fachausschuf8 1000 bis 2000 Bedienstete, so besteht der Fachwahlausschuf? aus fiinf Mitgliedern, vertritt
er mehr als 2000 Bedienstete, so besteht der Fachwahlausschuf? aus sieben Mitgliedern.

8§32. (1) Die Ausschreibung der Wahl des Fachausschusses ist von den
Dienststellenwahlausschiissen des Fachausschul3bereiches zugleich mit der Ausschreibung der Wahl des
Dienststellenausschusses in der gleichen Art wie die Ausschreibung dieser Wahl kundzumachen.

(2) Die Wahlkundmachung im Sinne des § 5 Abs. 2 hat auch die Zahl der zu wéhlenden Mitglieder
des Fachausschusses, den Hinweis, dat Wahlvorschlage schriftlich beim Vorsitzenden des
Fachwahlausschusses spatestens fiinf Wochen vor dem (ersten) Wahltage eingebracht werden miissen,
widrigenfalls sie nicht beruicksichtigt werden, den Hinweis, dai3 die Wahlvorschlége nicht mehr Bewerber
(Wahlwerber) enthalten durfen, als die vierfache Zahl der zu wéhlenden Mitglieder des Fachausschusses,
widrigenfalls jene Wahlwerber, die diese Zahl Giberschreiten, als nicht angefiihrt gelten und die
Mindestzahl der Unterschriften von zum Fachausschu3 Wahlberechtigten, die jeder Vorschlag aufweisen
muB, zu enthalten.

§33. Der Fachwahlausschul hat die zugelassenen Wahlvorschlage den
Dienststellenwahlausschiissen seines Bereiches spétestens 15 Tage vor dem (ersten) Wahltage
mitzuteilen. Die Bekanntmachung dieser Wahlvorschlége obliegt den Dienststellenwahlausschiissen.

834. (1) Fur die Wahl des Fachausschusses sind amtliche Stimmzettel aus gelbem Papier
vorzusehen. Auf diese Stimmzettel findet § 15 Abs. 4 keine Anwendung.

(2) Die Stimmabgabe hat bei dem Dienststellenwahlausschuf zu erfolgen, der bei jener Dienststelle
im Sinne des § 4 Abs. 3 des Bundes-Personalvertretungsgesetzes gebildet ist, der der Wahlberechtigte
angehort.

(3) Dem zur Briefwahl Berechtigten ist Uber die Bestimmung des & 11 Abs. 3 hinaus auch ein
amtlicher Stimmzettel fur die Wahl des Fachausschusses zu Ubermitteln (auszuhéndigen).

(4) Der Vorsitzende des Dienststellenwahlausschusses hat dem Wahler, uber die Vorschrift des § 21
Abs. 1 hinaus, auch einen amtlichen Stimmzettel fur die Wahl des Fachausschusses zu tibergeben und der
Wahler hat auch diesen Stimmzettel auszufullen und gemeinsam mit jenem fiir die Wahl des
Dienststellenausschusses in das Wahlkuvert zu legen.

(5) Ist ein Bediensteter nur fir die Wahl des Fachausschusses und nicht auch fir die Wahl eines
Dienststellenausschusses  oder  von  Vertrauenspersonen (8830 und 31 des Bundes-
Personalvertretungsgesetzes) wahlberechtigt, so hat er sein Wahlrecht bei dem Dienststellenwahlausschuf3
auszutiben, der bei jener Dienststelle gebildet ist, an deren Sitz der Fachausschul3 errichtet ist. Diesem
Bediensteten ist auBer dem amtlichen Stimmzettel fir die Wahl des Fachausschusses kein sonstiger
Stimmzettel zu tibermitteln oder zu tibergeben.

8 35. (1) Der Vorsitzende des Dienststellenwahlausschusses hat die fir die Wahl zum Fachausschuly
abgegebenen Stimmzettel im Sinne des 8 23 Abs. 2 gesondert zu ordnen und die fur die einzelnen
Wahlergruppen gultig abgegebenen Stimmen festzustellen.

(2) Das in der Dienststelle erzielte Ergebnis der Wahl zum Fachausschuss ist vom Vorsitzenden des
Dienststellenwahlausschusses dem Fachwahlausschuss ohne Verzug sowohl telefonisch, per Telefax oder
auf elektronischem Weg als auch schriftlich mitzuteilen.

(3) Die gemal §25 Abs.2 dem Dienststellenwahlausschuf? obliegenden Aufgaben hat der
Fachwahlausschul? zu erfiillen.

§ 36. Den Wahlakten des Fachwahlausschusses im Sinne des § 26 Abs. 2 sind die gemali3 § 35 Abs. 2
erfolgten Mitteilungen der Vorsitzenden der Dienststellenwahlausschiisse anzuschlieen. Die
Aufbewahrung der Wahlakten obliegt dem Vorsitzenden des Fachwahlausschusses.

§ 37. (1) Die Verstandigung der in den Fachausschull Gewahlten im Sinne des 8§ 27 obliegt dem
FachwahlausschuR.

(2) Der Fachwahlausschu hat das Ergebnis der Wahl den Dienststellenwahlausschiissen des
FachausschuRbereiches zur Verlautbarung mitzuteilen.

ABSCHNITT Il
ERRICHTUNG VON ZENTRALAUSSCHUSSEN

§38. Auf die Wahl der Mitglieder der Zentralausschiisse (813 des Bundes-
Personalvertretungsgesetzes) finden, soweit in den folgenden Vorschriften dieses Abschnittes nichts
anderes bestimmt wird, die Bestimmungen des Abschnittes | sinngemaRe Anwendung.
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8 39. Der Zentralausschul? ist, soweit § 24 des Bundes-Personalvertretungsgesetzes nichts anderes
bestimmt, jeweils gemeinsam mit den Vertrauenspersonen, den Dienststellenausschissen und den
Fachausschissen des ZentralausschuBbereiches zu wahlen.

8§ 40. Der Zentralwahlausschuf’ (§ 18 Abs. 1 des Bundes-Personalvertretungsgesetzes) besteht dann,
wenn der Zentralausschu weniger als 4000 Bedienstete vertritt, aus funf Mitgliedern. Vertritt der
ZentralausschuB 4000 bis 8000 Bedienstete, so besteht der Zentralwahlausschul? aus sieben Mitgliedern,
vertritt er mehr als 8000 Bedienstete, so besteht der Zentralwahlausschuf’ aus neun Mitgliedern.

841. (1) Die Ausschreibung der Wahl des Zentralausschusses ist von den
Dienststellenwahlausschiissen des ZentralausschulRbereiches zugleich mit der Ausschreibung der Wahl
des Dienststellenausschusses in der gleichen Art wie die Ausschreibung dieser Wahl kundzumachen.

(2) Die Wahlkundmachung im Sinne des § 5 Abs. 2 hat auch die Zahl der zu wéhlenden Mitglieder
des Zentralausschusses, den Hinweis, da Wahlvorschlage schriftlich beim Vorsitzenden des
Zentralwahlausschusses spatestens funf Wochen vor dem (ersten) Wahltage eingebracht werden missen,
widrigenfalls sie nicht berlicksichtigt werden, den Hinweis, dal3 die Wahlvorschlage nicht mehr Bewerber
(Wahlwerber) enthalten dirfen, als die vierfache Zahl der zu wéhlenden Mitglieder des
Zentralausschusses, widrigenfalls jene Wahlwerber, die diese Zahl Uberschreiten, als nicht angefiihrt
gelten, und die Mindestzahl der Unterschriften von zum Zentralausschu Wahlberechtigten, die jeder
Wahlvorschlag aufweisen muR3, zu enthalten.

8§42, Der Zentralwahlausschufl hat die zugelassenen Wahlvorschlage den
Dienststellenwahlausschiissen seines Bereiches spétestens 15 Tage vor dem (ersten) Wahltage
mitzuteilen. Die Bekanntmachung dieser Wahlvorschlége obliegt den Dienststellenwahlausschiissen.

843. (1) Fur die Wahl des Zentralausschusses sind amtliche Stimmzettel aus griinem Papier
vorzusehen. Auf diese Stimmzettel findet § 15 Abs. 4 keine Anwendung.

(2) Die Stimmabgabe hat bei dem Dienststellenwahlausschuf zu erfolgen, der bei jener Dienststelle
im Sinne des § 4 Abs. 3 des Bundes-Personalvertretungsgesetzes gebildet ist, der der Wahlberechtigte
angehort.

(3) Dem zur Briefwahl Berechtigten ist ber die Bestimmung des & 11 Abs. 3 hinaus auch ein
amtlicher Stimmzettel fiir die Wahl des Zentralausschusses zu ibermitteln (auszuhandigen).

(4) Der Vorsitzende des Dienststellenwahlausschusses hat dem Wahler uber die Vorschrift des § 21
Abs. 1 hinaus auch einen amtlichen Stimmzettel fur die Wahl des Zentralausschusses zu (ibergeben und
der Wéhler hat auch diesen Stimmzettel auszufiillen und gemeinsam mit jenem fur die Wahl des
Dienststellenausschusses in das Wahlkuvert zu legen.

(5) Ist ein Bediensteter nur fir die Wahl des Zentralausschusses und nicht auch fir die Wahl eines
Fachausschusses, eines Dienststellenausschusses oder von Vertrauenspersonen (88 30 und 31 des
Bundes-Personalvertretungsgesetzes) wahlberechtigt, so hat er sein Wahlrecht — sofern nicht eine
Sprengelwahlkommission an der Einrichtung, der er zur dauernden Dienstleistung zugewiesen ist, bestellt
ist — bei dem Dienststellenwahlausschuss auszuiiben, der bei jener Dienststelle gebildet ist, an deren Sitz
der Zentralausschuss errichtet ist. Diesen Bediensteten ist aufler dem amtlichen Stimmzettel fir die Wahl
des Zentralausschusses kein sonstiger Stimmzettel zu Gibermitteln oder zu ibergeben.

(6) Ist ein Bediensteter fiir die Wahl des Fach- und des Zentralausschusses und nicht auch fir die
Wahl eines Dienststellenausschusses oder von Vertrauenspersonen (88 30 und 31 des Bundes-
Personalvertretungsgesetzes) wahlberechtigt, so hat er sein Wahlrecht bei dem Dienststellenwahlausschuf3
auszullben, der bei jener Dienststelle gebildet ist, an deren Sitz der Fachausschul’ errichtet ist. Diesem
Bediensteten sind amtliche Stimmzettel fiir die Wahl des Zentral- und des Fachausschusses, nicht jedoch
flr die Wahl des Dienststellenausschusses (der Vertrauenspersonen) zu tibermitteln (auszuhéndigen).

844. (1) Der Vorsitzende des Dienststellenwahlausschusses hat die fur die Wahl des
Zentralausschusses abgegebenen Stimmzettel im Sinne des § 23 Abs. 2 gesondert zu ordnen und die fur
die einzelnen Wéhlergruppen giiltig abgegebenen Stimmen festzustellen.

(2) Das in der Dienststelle erzielte Ergebnis der Wahl zum Zentralausschuss ist dem
Zentralwahlausschuss vom Vorsitzenden des Dienststellenwahlausschusses ohne Verzug sowohl
telefonisch, per Telefax oder auf elektronischem Weg als auch schriftlich mitzuteilen.

(3) Die gemdB §25 Abs.2 dem Dienststellenwahlausschul? obliegenden Aufgaben hat der
Zentralwahlausschuf® zu erfiillen.
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8 45. Den Wahlakten des Zentralwahlausschusses im Sinne des § 26 Abs. 2 sind die geméaR § 44
Abs. 2 erfolgten Mitteilungen der Vorsitzenden der Dienststellenwahlausschiisse anzuschlielen. Die
Aufbewahrung der Wahlakten obliegt dem Vorsitzenden des Zentralwahlausschusses.

8 46. (1) Die Verstandigung der in den Zentralausschul Gewéhlten im Sinne des § 27 obliegt dem
ZentralwahlausschuB.

(2) Der Zentralwahlausschull hat das Ergebnis der Wahl den Dienststellenwahlausschiissen des
Zentralausschulbereiches zur Verlautbarung mitzuteilen.

ABSCHNITT IV
WAHL DER VERTRAUENSPERSONEN

§47. Auf die Wahl der Vertrauenspersonen (8830, 31 und 35 Abs.3 des Bundes-
Personalvertretungsgesetzes) finden, soweit in den folgenden Vorschriften dieses Abschnittes nichts
anderes bestimmt wird, die Bestimmungen des Abschnittes | sinngeméafle Anwendung.

8 48. (1) Im Zweifel, welcher Dienststellenwahlausschul im Sinne des § 31 Abs. 1 des Bundes-
Personalvertretungsgesetzes die sich bei der Wahl der Vertrauenspersonen ergebenden Aufgaben
wahrzunehmen hat, entscheidet der zustandige Zentralwahlausschuf3.

(2) Jede fir die Wahl von Vertrauenspersonen kandidierende Wahlergruppe hat das Recht, zu den
Sitzungen des zustindigen Dienststellenwahlausschusses einen Wahlzeugen (§ 4) zu entsenden.

(3) Ist in einer Dienststelle, bei der bisher Vertrauenspersonen gewahlt wurden, nunmehr geméafi § 8
Abs. 1 des Bundes-Personalvertretungsgesetzes ein Dienststellenausschufl zu wéhlen, so sind die
Aufgaben des Dienststellenwahlausschusses vom Dienststellenwahlausschul? bei der tbergeordneten
Dienststelle  wahrzunehmen. Die  bisherigen  Vertrauenspersonen haben den zustdndigen
DienststellenwahlausschuR  vom Eintritt der Voraussetzungen des 88 Abs.1 des Bundes-
Personalvertretungsgesetzes zeitgerecht zu verstandigen.

8 49. Die Wahlkundmachung hat auch die Zahl der zu wahlenden Vertrauenspersonen und den
Hinweis zu enthalten, daB die Aufgaben des  Dienststellenwahlausschusses — vom
DienststellenwahlausschuB bei der Ubergeordneten Dienststelle wahrgenommen werden.

8 50. Der Dienststellenwahlausschu8 hat die Wahlerliste in der Dienststelle aufzulegen, in der
Vertrauenspersonen zu wéhlen sind. Das Recht, gegen die Wahlerlisten Einwendungen zu erheben,
beschrankt sich auf die Bediensteten dieser Dienststelle.

851. Fur die Wahl der Vertrauenspersonen sind amtliche Stimmzettel aus blauem Papier
vorzusehen.

§52. (1) Auf den Wahlkuverts zur Durchfiihrung der Wahl der Vertrauenspersonen ist die
Dienststelle, deren Vertrauenspersonen zu wahlen sind, anzugeben. Der Dienststellenwahlausschuf® hat
hiebei vorzusorgen, dafl durch die Beschriftung der Wahlkuverts keine weitere Kennzeichnung der
Wahlkuverts entsteht.

(2) Wurde fur die Wahl der Vertrauenspersonen keine eigene Wahlurne verwendet, so sind nach der
Entleerung der Wahlurne im Sinne des §20 Abs.2 vorerst die Wahlkuverts, entsprechend ihrer
Bestimmung fir die Wahl des Dienststellenausschusses und fir die Wahl der Vertrauenspersonen, zu
sortieren und hierauf erst zu zéhlen.

ABSCHNITT V
GEMEINSAME BESTIMMUNGEN

8 53. (1) Bei der Berechnung der in dieser Verordnung festgesetzten Fristen, die nach Tagen
bestimmt sind, wird der Tag nicht mitgerechnet, in den der Zeitpunkt oder die Ereignung féllt, wonach
sich der Anfang der Frist richten soll.

(2) Nach Wochen bestimmte Fristen beginnen mit dem Tage, in den der Zeitpunkt oder die
Ereignung fallt, wonach sich der Anfang der Frist richten soll, und enden mit dem Ablaufe desjenigen
Tages der nach der betreffenden Fristbestimmung in Betracht kommenden Woche, der durch seine
Benennung dem Tage entspricht, an dem die Frist begonnen hat.

(3) Der Beginn und der Lauf einer Frist wird durch einen Sonn- oder Feiertag oder einen Samstag
nicht behindert.
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(4) Fallt das Ende einer Frist auf einen Sonn- oder Feiertag oder auf einen Samstag, so endet die
Frist am néchstfolgenden Werktag.
(5) Die Tage des Postlaufes gemaR § 20 Abs. 7 des Bundes-Personalvertretungsgesetzes werden in
die Frist nicht eingerechnet.
(6) Arbeitstage im Sinne dieser Verordnung sind die Werktage ohne die Samstage.
(7) Bedienstete im Sinne dieser Verordnung sind
1. Bundesheamte des Dienststandes,
2. Personen, die in einem privatrechtlichen Dienstverhaltnis zum Bund stehen,
3. Lehrlinge des Bundes.

ABSCHNITT VI
Inkrafttreten

§54.(1) 85 Abs. 1 und 2, 86 Abs. 1, 88 Abs. 1, § 10 Abs. 5, § 22 Abs. 1, § 33, § 35 Abs. 2, § 42,
8 44 Abs. 2, 8 47, 8 53 Abs. 3, 4 und 6 sowie Abschnitt VI samt Uberschrift in der Fassung der PVGO-
PVWO-Novelle 2019, BGBI. 11 Nr. 230/2019, treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

(2) 8 7 Abs. 1 lit. a in der Fassung der Verordnung, BGBI. Il Nr. 278/2019, tritt mit 1. August 2019
in Kraft.

(3) 832 Abs. 2 und § 41 Abs. 2 in der Fassung der Verordnung, BGBI. 11 Nr. 300/2019, treten mit
1. August 2019 in Kraft.

www.ris.bka.gv.at Seite 13 von 13



	ABSCHNITT I
	ERRICHTUNG VON DIENSTSTELLENAUSSCHÜSSEN

	ABSCHNITT Ia
	ABSCHNITT II
	ERRICHTUNG VON FACHAUSSCHÜSSEN

	ABSCHNITT III
	ERRICHTUNG VON ZENTRALAUSSCHÜSSEN

	ABSCHNITT IV
	WAHL DER VERTRAUENSPERSONEN

	ABSCHNITT V
	GEMEINSAME BESTIMMUNGEN

	ABSCHNITT VI
	Inkrafttreten


